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Die Versicherunsgkassen 
für die Beamten, Angestellten und Arbeiter des Bundes und" der Kantone uud die für die 

Schaffung einer Versicherungskasse massgebenden Grundsätze. 
Von Dr. H. Grieshaber, 

Direktor der Union Rückversicherungs-Gesellschaft, Zürich, 
ehemals Mathematiker der Versicherungskasse für die eidgenössischen Beamten, Angestellten und Arheiter, Bern. 
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Einleitung. 
Über die Notwendigkeit der Versicherung braucht 

heute wohl nicht mehr gesprochen zu werden ; der starke 
Neuzugang an Personenversicherungen bei den privaten 
Versicherungsgesellschaften beweist den Wert der Ver­
sicherung zur Genüge. Aber auch der Staat sowie die 
Kantone, Gemeinden und privaten Körperschaften sind 
darangegangen, eigene Versicherungseinrichtungen zu 
schaffen, die ihrem Personal wirksamen Schutz gegen die 
ökonomischen Folgen von Invalidität, Alter und Tod 
gewähren. Denn mit der Verwirklichung einer Versiche­
rungseinrichtung für das Personal erkennt der Arbeit­
geber dessen Dienste und schafft damit zugleich ein Werk 
einer fortschrittlichen Sozialpolitik. 

Der Bund, als grösster Arbeitgeber, ist in der Schaf­
fung von Versicherungskassen für seine Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter bahnbrechend vorangegangen. Seit 

1. Januar 1907 besteht die Pensions- und Hilfskasse für 
die Beamten und Angestellten der schweizerischen 
Bundesbahnen, am 1. Januar 1921 wurde die Ver­
sicherungskasse für die eidgenössischen Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter in Betrieb gesetzt, die das Personal 
der Post-, Telephon- und Telegraphenverwaltung sowie 
das Personal der übrigen Bundesverwaltung umfasst 
und welche wir kurz mit Kasse der Bundesverwaltung 
bezeichnen. Die beiden Kassen hatten auf 31. Dezember 
19*22 folgenden Versicherungsbestand: 

Versicherungskasse 

a. Bundesverwaltung: 
Versicherte 
Spareinleger 

b. Bundesbahnen: 
Versicherte 

Total 

Anzahl 

27.873 
1.939 

34.690 

64.502 

FUr die Versicherung 
anrechenbarer 
Jahresverdienst 

Fr. 

137.866.768 
6.958.776 

166.050.982 

310.876.526 

Der Bund versichert somit rund 64.500 Personen, 
d. h. etwa 1,7% der gesamten schweizerischen Wohn­
bevölkerung. 

Die beiden Versicherungskassen des Bundes weisen 
auf 31. Dezember 1922 bereits folgenden Rentner­
bestand auf: 

Rentenbezüger 

Invalide . . . . 
Ehegatten . . . 
Waisen . . . . 
Doppelwaisen. . 

Total 

Bundesverwaltung 

Anzahl 

2698 
758 
776 

63 

4295 

Betrag der 
Jahresrenten 

Fr. 
9.459.841 
1.172.982 

343.665 
58.642 

11.035.130 

Bundesbahnen 

Anzahl 

6317 
4126 
1756 

196 

12.395 

Betrag der 
Jahresrenten 

Fr. 
20.694.798 

4.788.474 
712.167 
169.986 

26.365.425 

Die beiden Versicherungskassen des Bundes geben 
somit bereits heute jährlich 37,4 Millionen Franken für 
Invaliden- und Hinterbliebenenrenten aus. 
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Dem Beispiel des Bundes sind die Kantone gefolgt. 
Heute besitzen die Kantone und Halbkantone bereits 
29 ausgebaute Versicherungseinrichtungen oder sind an 
deren Verwirklichung begriffen. Während aber die 
Versicherungskassen des Bundes jähüich Gewinn- und 
Verlustrechnung, die Bilanzen und die Statistik des Per­
sonals veröffentlichen, aus denen sich der Gang der Kasse 
und die Änderungen im Versicherten- und Eentner-
bestande ermitteln lassen, findet sich über die Versiche­
rungskassen der Kantone nur spärliches Material vor. 
Eine schätzungsweise Ermittlung ergab, dass bei den 
Versicherungskassen der Kantone rund 16.000 Mitglieder 
versichert sind. Werden die Versicherungskassen von 
Gemeinden und privaten Korporationen hinzugerechnet, 
so dürfte sich wohl ein Versicherungsbestand von weit 
über 100.000 Mitgliedern ergeben: Für einen erheblichen 
Teil der Schiveizerbevölkerung und ihre Familien ist somit 
das Postulat der allgemeinen Invaliden-, Alters- und 
Hinterbliebenenversicherung bereits verwirklicht. 

Die Mittel für die Leistungen der Versicherungs­
kassen werden durch die Beiträge des Staates und der 
Versicherten aufgebracht. Nachstehende Zahlen veran­
schaulichen diese Beitragsleistungen, wobei für die Bei­
träge der Versicherungskassen des Bundes wieder die 
für das Jahr 1922 geltenden Zahlen benutzt wurden, 
während für die kantonalen Versicherungskassen wieder 
Schätzungen Platz greifen mussten. 

Versicherungskasse 

der Bundesverwaltung . . 
der Bundesbahnen . . . . 
der Kantone 

Insgesamt 

Beitragsleistungen in Millionen Fr. 

des der Ver­
Staates 1 sicherten 

10* 
13,7 

4,4 

28,8 

7,9 
10,0 

3,4 

21.3 

insgesamt 

18,4 
23,7 

7,» 

49,o | 

Die jährlichen Beiträge an die Versicherungskassen 
des Bundes und der Kantone betragen somit rund 50 
Millionen Franken, wobei der Bund und die Kantone 
mehr als die Hälfte tragen. Rechnet man hierzu noch 
die Beiträge der Versicherungskassen der Gemeinden 
und privaten Körperschaften, so ergeben sich für die 
staatlichen und "privaten Versicherungskassen jährliche 
Prämieneinnahmen, die die jährlichen Bruttojyrämien-
einnahmen sämtlicher schweizerischen Lebens Versicherungs­
gesellschaften in der Schweiz, die 1921 rund 67 Millionen 
Franiceli betrugen, übersteigen dürften. 

Die Statuten einer Versicherungskasse sind der 
Versicherungsvertrag, in welchem die Leistungen der 
Kasse umschrieben werden. Nachdem nun die Leistungen 
der Pensions- und Hilfskasse der schweizerischen Bundes­
bahnen den Leistungen der Versicherungskasse der 
Bundesverwaltung angepasst wurden, bestehen in der 
statutarischen Regelung der beiden Bundeskassen nur 

noch Unterschiede, die in den ungleichen Personal-
Verhältnissen beider Verwaltungen gerechtfertigt sind. 
Die Statuten der Versicherungskasse für die Bundes­
verwaltung, die durch Herrn Professor Dr. Chr. Moser, 
ehemaliger Direktor des eidgenössischen Versicherungs­
amtes in Bern, aufgestellt und in jahrelangen gründlichen 
Beratungen unter der Mitwirkung von Staat und Per­
sonal erhärtet wurden, bilden Musterstatuten, die dann 
auch in neuerer Zeit immer mehr von den Versicherungs­
kassen der Kantone und Gemeinden übernommen werden. 
Die Einteilung, die diesen Statuten zugrunde liegt, 
wollen auch wir für unsere vergleichenden Betrachtungen 
wählen und die Leistungen und Gegenleistungen der ein­
zelnen Versicherungskassen besprechen. Zugleich aber 
ergeben sich aus diesem Vergleiche wertvolle praktische 
Fingerzeige, indem bei der Besprechung der Leistungen 
und Gegenleistungen auseinandergesetzt wird, welche 
Grundsätze bei der Schaffung einer Versicherungskasse 
massgebend sind. 

Die ganze Entwicklung des Versicherungswesens 
ist in stetem Flusse begriffen. Unsere vergleichende 
Arbeit stellt somit ein Augenblicksbild dar, und zwar 
den Stand der Versicherungskassen, wie er sich auf An­
fang 1923 ergibt. Die Darstellung erhebt nur insofern 
den Anspruch auf Vollständigkeit, als dem Verfasser das 
Material der Versicherungskassen der Kantone zur Ver­
fügung stand. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die gesetzliche Regelung. 
Die wichtigsten Gesetze und Statuten der Ver-

sicherungskassen des Bundes und der Kantone sind in 
folgender Übersicht enthalten: 

Tab. I. 

Versicherungskasse 

Bund 
| ct. Bundes­

verwaltung 

1 
Ì 

Die gesetzliche Regelung 

Bundesgesetz über die Versicherungs-
kasse für die eidgenössischen Beam­
ten, Angestellten und Arbeiter, vom 
30. September 1919. 

Statuten der Versicherungskasse für 
die eidgenössischen Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter, vom G. Ok­
tober 1920. 

Bundesratsbeschluss über die Vollzie­
hung einzelner Bestimmungen der 
Statuten der Versicherungskasse für 
die eidgenössischen Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter, vom 17. Januar 
1921. 

Bundesratsbeschluss über die Vollzie­
hung des Art. G3 der Statuten der 
Versicherungskasse für die eidgenös­
sischen Beamten, Angestellten und 
Arbeiter, vom 19. November 1921. 
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Versicherungskasse 

Nidwaiden 
a. Lehrer 

Glarus 

Zug 

Freiburg 

1 

! Solothurn 

1 

Baselstadt 

i 

Baselland 

Die gesetzliche Regelung 

Verordnimg betreffend die Lehrerkasse, 
vom 28. Dezember 1908. 

Vollziehungsverordnimg über die Ver­
sicherung der Landesbeamten und 
-bediensteten, vom 24. Nov. 1909. 

Abänderung der Vollziehungsverord­
nimg vom 24. November 1909 über 
die Versicherimg der Landesbeam-
ten und -bediensteten, vom 14. Juni 
1921. 

Gesetz über die Haftbarkeit des Kan­
tons Glarus für Unfälle der in seinem 
Dienste stehenden Personen, vom 
2. Mai 1920. 

Verordnimg über die Pensionskasse der 
Beamten und Angestellten des Kan­
tons Zug, vom 2. Dezember 1922. 

Loi instituant une Caisse de prévoyance 
des fonctionnaires et employés de 
l'Etat, du 14 mai 1921. 

Statuten der Pensionskasse für die 
Beamten imd Angestellten der solo-
thurnischen Staatsverwaltung (Ent­
wurf vom 17. Juli 1920 gemäss ver­
sicherungstechnischem Gutachten, 
noch nicht zur Ausführimg gelangt). 

Gesetz betreffend die "Witwen- und 
Waisenkasse der Basler Staatsange­
stellten, vom 11. Dezember 1919. 

Statuten der Witwen- und Waisenkasse 
der Basler Staatsangestellten, vom 
2. Januar 1920. 

Geschäftsordnung der Verwaltungs­
stelle der Witwen- und Waisenkasse 
der Basler Staatsangestellten, vom 
26. März 1920. 

Gesetz betreffend die Pensionierimg von 
Staatsangestellten, vom 9. Februar 
1922. 

Vollziehungsverordnung zum Gesetz 
betreffend die Pensionierimg der 
Staatsangestellten vom 9. Februar 
1922, vom 23. Mai 1922. 

Gesetz über die Fürsorge des Staates 
bei Unfällen imd Erkrankungen sei­
ner Bediensteten, vom 26. Juni 1919. 

Vollziehungsverordnimgen zum Gesetz 
über die Fürsorge des Staates bei 
LTnfällen imd Erkrankungen seiner 
Bediensteten, vom 16. Dezember 
1919 und 29. Januar 1921. 

Landratsbeschluss über die Hilfskasse 
für die Beamten, Angestellten imd 
Arbeiter der Staatsverwaltung, vom 
20. Februar 1922. 

Versicherungskasse 

Bund 
6. Bundes bahnen 

Zürich 

Bern 
a. Verwaltung 

Bern 
b. Lehrer 

Beni 
c. Arbeits-

lehrerinnen 

Luzem 

Uri 

Schwyz 
a. Polizei 

Obwalden 

Die gesetzliche Regelung 

Statuten der Pensions- und Hilfskasse 
für das Personal der schweizerischen 
Bundesbahnen imd Reglement über 
die Verwaltimg dieser Kasse, vom 
31. August 1921. 

Statuten der Krankenkasse für das 
Personal der schweizerischen Bundes­
bahnen imd Reglement über die Ver­
waltung dieser Kasse, vom 31. Au­
gust 1921. 

Gesetz über die Alters-, Invaliditàts-
und Hinterbliebenenversicherung der 
Beamten, Angestellten imd Arbeiter | 
der Verwaltung und der Gerichte, 
Antrag des Regierungsrates vom 
21. Februar 1920 (hat die Beratun­
gen des Kantonsrates noch nicht 
passiert). 

Dekret über die Hilfskasse für die Be­
amten, Angestellten und Arbeiter 
der Staatsverwaltimg, vom 9. No­
vember 1920. 1 

Statuten der bernischen Lehrerversiche­
rungskasse, vom 21. September 1920. 

Statuten der Invalidenpensionskasse 
der Arbeitslehrerinnen des Kantons 
Bern, vom 20. Februar 1917. 

Statuten der Hilfskasse der Beamten, j 
Angestellten imd ständigen Arbeiter 
sowie der Lehrerschaft der staat­
lichen Lehranstalten des Kantons 
Luzern, vom 6. Oktober 1918. 

Dekret betreffend die Unterstützimg 
der Hilfskasse der Beamten, Ange­
stellten und ständigen Arbeiter so­
wie der Lehrerschaft der staatlichen 
Lehranstalten des Kantons Luzern, \ 
vom 19. November 1918. 

Beschluss betreffend Abänderimg der 
Statuten der Hilfskasse der Beam­
ten, Angestellten imd ständigen Ar­
beiter sowie der Lehrerschaft der 
staatlichen Lehranstalten des Kan­
tons Luzern, vom 25. Mai 1919, vom , 
22. Mai 1921 und vom 25. Mai 1922. | 

Dekret betreffend die Festsetzung der : 
Ruhegehalte der Lehrerschaft, vom 
26. November 1919. \ 

Keine Versicherungskasse. 

Statuten der Pensionskasse der schwy-
zerischen Kantonspolizisten, vom ; 
6. Mai 1921. 
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Versicherungskasse 

Baselland 

S chaff hausen 

Appenzell A.-Rh. 
a. Lehrer 

Appenzell I.-Rh. 

St. Gallen 

Graubünden 
a. Verwaltimg 

Graubünden 
b. Lehrer 

Aargau 
a. Verwaltimg 

Aargau 
b. Polizei 

x\argau 
c. Lehrer 

Die gesetzliche Regelung 

Reglement für die Abgeordnetenver­
sammlung, die Wahl der Abgeord­
neten imd die Verwaltungskommis­
sion der Hilfskasse für die Beamten, 
Angestellten imd Arbeiter der Staats­
verwaltung, vom 17. März 1922. 

Statuten im Entwurf. 

Statuten der Lelirerpensionskasse des 
Kantons Appenzell A.-Rh., vom 
27. März 1923. 

Keine Versicherungskasse. 

Statuten der Hilfskasse für die Beam­
ten, Angestellten imd Arbeiter des 
Kantons St. Gallen, vom 21. No­
vember 1922. 

Verordnung betreffend die allgemeine 
Alters- und Versicherungskasse für 
die Beamten imd Angestellten des 
Kantons, vom 13. November 1920. 

Ausfülirimgsbestimmimgen zur Ver­
ordnimg betreffend die allgemeine 
Alters- und Versicherungskasse für 
die Beamten und Angestellten des 
Kantons, vom 24. Dezember 1920. 

Verordnimg über eine Versicher ungs­
kasse für die bündnerischen Volks­
schullehrer, vom 30. Dezember 1913. 

Gutachten betreffend die Revision der 
Verordnimg über eine Versicherungs­
kasse für die bündnerischen Volks­
schullehrer, vom 2. Februar 1922 
(noch nicht zur Ausführimg gelangt). 

Statuten der Pensionskasse der aar­
gauischen Beamten imd Angestell­
ten, vom 12. Dezember 1920. 

Statuten der Pensionskasse des aar­
gauischen Polizeikorps, vom 12. De­
zember 1920. 

Verfassungsbestimmung und Gesetz 
über die Leistungen des Staates für 
das Volksschulwesen, vom 10. No­
vember 1919; I I I . Abschnitt : Rück­
tr i t t und Pensionierung. 

Gesetz betreffend die Abänderimg eini­
ger Bestimmungen des Gesetzes über 
die Leistungen des Staates für das 
Volksschulwesen vom 10. November 
1919, vom 5. Februar 1923. 

Statuten der aargauischen Lehrer-
Witwen- und Waisenkasse, vom 
1. Januar 1920. 
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Versicherungskasse 

Tlmrgau 

Tessin 
a. Verwaltimg 

Tessin 
b. Lehrer 

Tessin 
c. Polizei 

Waadt 
a. Verwaltung 

Waadt 
b. Lehrer und 

Geistliche 

Wallis 

Neuenbürg 

Genf 

i 
! 

Die gesetzliche Regelung 

Reglement für die Li validità ts- und 
Hinterlassenenversicherung der Be­
amten und Angestellten des Kantons 
Thurgau, vom 22. Dezember 1919. 

Legge per una Cassa Pensioni a favore 
dei magistrati, funzionari, impiegati 
ed operai al servizio dello stato, del 
24 maggio 1922. 

Legge sulla Cassa Pensioni del Corpo 
insegnante del Cantone Ticino, del 
18 gennaio 1917. 

Decreto legislativo circa modificazione 
della legge 18 gennaio 1917 sulla 
Cassa Pensioni del Corpo insegnante, 
del 22 settembre 1922. 

Decreto legislativo circa finanziamento 
della Cassa Pensioni del Corpo di 
Gendarmeria, del 12 giugno 1922. 

Decreto legislativo che modifica la 
legge sulla Cassa Pensioni del Corpo 
di Gendarmeria, del 12 giugno 1922. 

Loi sur la Caisse de retraite des em­
ployés de l 'administration cantonale, 
du 19 mai 1920. 

Loi sur les pensions de retraite du corps 
enseignant et du corps pastoral vau-
dois, du 15 février 1922. 

Statuts de la Caisse de retraite des 
fonctionnaires et employés de l 'E ta t 
et de la Banque cantonale du Valais, 
du 1 e r janvier 1921. 

Loi instituant une Caisse de pensions 
et de retraite en faveur des magistrats 
et des fonctionnaires de l 'Etat , du 
16 mars 1920. 

Statuts de la Caisse de retraite des 
fonctionnaires et employés de l'ad­
ministration cantonale, du 20 oc­
tobre 1920 et 19 mai 1921. 

Das Datum der verschiedenen Gesetze und Statuten 
zeigt, dass sie meist aus neuerer Zeit sind, indem ent­
weder die Gesetze und Statuten erst in neuerer Zeit revi­
diert oder die Versicherungskasse erst kürzlich geschaffen 
wurde. Anlass zur Gesetzes- und Statutenrevision gab 
in den meisten Fällen die durch den Weltkrieg hervor­
gerufene Teuerung, die die Lebensbedingungen der Mit­
glieder und somit auch die Versicherungsbedingungen 
der Kassen änderte. 



2. Der Umfang der Versicherung. 
Die Entwicklung der Versicherungskassen zeigt, 

dass die Invaliden- und Altersversicherung in den meisten 
Fällen der Hinterbliebenenversicherung voranging. Auch 
bei der Versicherungskasse der eidgenössischen Bundes­
verwaltung war ursprünglich nur die Invaliden- und 
Altersversicherung vorgesehen. Man hat sich aber bald 
von der Unzulänglichkeit einer solchen Versicherungs­
kasse überzeugt. Durch die alleinige Invaliden- und Al­
tersversicherung wird der" Zweck einer Kasse, die Mit­
glieder und ihre Angehörigen vor den Wechselfällen des 
Lebens ökonomisch zu schützen, nur unvollkommen 
erreicht. Auch auf eidgenössischem Boden wird die Ein­
führung der allgemeinen Invaliden-. Alters- und Hinter­
bliebenenversicherung angestrebt, wie überhaupt in 
neuester Zeit fast allgemein von vornherein vollständig 
ausgebaute Versicherungskassen geschaffen werden. Die 
Versicherungskassen des Bundes und der Kantone um­
fassen fast ohne Ausnahme die Invaliden-, Alters- und 
Hinterbliebenenversicherung. 

Einzelne Berufskategorien der Versicherungskassen 
des Bundes und der Kantone sind durch ihre besondere 
Dienststellung bereits obligatorisch bei der Militär­
versicherung, der schweizerischen Unfallversicherungs­
anstalt in Luzern oder bei einer dritten Versicherungs­
institution versichert. Hier ist es nun am Platze, eine 
Kumulation der verschiedenen Versicherungsleistungen 
zu verhüten. Dies geschieht dadurch, dass der Grundsatz 
aufgestellt wird, dass die Versicherungskasse nur einen 
allfälligen Ausfall der Gesamtleistung der fremden Ver­
sicherung gegenüber der Gesamtleistung der eigenen Ver­
sicherung deckt. 

3. Der Kreis der Versicherten. 
Dem sozialen Gedanken der allgemeinen Versiche­

rung gegen die wirtschaftlichen Folgen von Invalidität, 
Alter und Tod wird am besten dadurch Bechnung ge­
tragen, dass möglichst weite Kreise von der Versicherung 
erfasst werden. Das kann einmal dadurch geschehen, class 
das Obligatorium ausgesprochen wird. Dieses Obliga­
torium des Eintritts in die Kasse findet sich denn auch 
fast grundsätzlich bei den Versicherungskassen des Bundes 
und der Kantone. Aber auch versicherungstechnisch 
ist dieses Obligatorium von wesentlicher Bedeutung, da 
auf diese Weise verhütet wird, dass sich in der Haupt­
sache schlechte Risiken zu einer Kasse drängen. 

Der Versichertenkreis einer Versicherungskasse des 
Bundes und der Kantone ist naturgemäss beschränkt, 
indem der Kasse im allgemeinen nur Versicherte ange­
hören, die in einem festen Arbeitsverhältnis mit dem 
Bund oder den Kantonen stehen. Immerhin haben 
einige kantonale Kassen in ihren Statuten die Bestim­

mung aufgenommen, dass auch den Mitgliedern von 
Gemeinden oder andern Körperschaften durch besondern 
Versicherungsvertrag der Eintritt in die Kasse gestattet 
werden könne. 

Das Arbeitsverhältnis mit dem Bunde oder den 
Kantonen kann ein definitives oder ein provisorisches 
sein. Bei definitivem AnstellungsVerhältnis ist die Auf­
nahme in die Versicherungskasse ohne weiteres gegeben. 
Die Schwierigkeiten, die sich durch die Aufnahme von 
provisorisch angestelltem Personal ergeben, löst man am 
besten durch die Einführung der Spar«versicherung». 
Im Grunde genommen handelt es sich hier nicht um eine 
Versicherung, denn ihr Wesen besteht darin, dass der 
Spareinleger die nämlichen Beiträge wie der Vollver­
sicherte zu zahlen hat, im Schadensfalle hingegen nur 
die Beiträge samt Zinsen nebst den Beiträgen des Arbeit­
gebers samt Zinsen zurückerhält. Tritt der Spareinleger 
später wegen definitivem Anstellungsverhältnis in den 
Kreis der Vollversicherten, so hat sowohl er wie der 
Arbeitgeber die nötigen Beiträge bereits entrichtet, diese 
werden der Vollversicherung überwiesen und dem Ver­
sicherten somit die im provisorischen Anstellungsver­
hältnis zugebrachten Dienstjahre angerechnet. Zugleich 
bietet diese Institution der Spar«versicherung» einen 
wirksamen Schutz für die Versicherungskassen: würde 
nämlich das provisorisch angestellte Personal der Voll­
versicherung zugewiesen und nach einigen Jahren aus 
verwaltungstechnischen Gründen entlassen, so entstände 
der Versicherungskasse im allgemeinen ein Schaden, da 
diesen ohne eigenes Verschulden nicht wieder gewählten 
oder entlassenen Angestellten gewöhnlich einmalige Ab­
findungen in der Höhe des einfachen oder mehrfachen 
Jahresverdienstes gewährt werden, während bei der 
Spar«versicherung» die Entlassenen nur ihre eigenen 
Einlagen und die Einlagen des Arbeitgebers samt Zinsen 
erhalten, was bedeutend weniger ausmacht. 

Der Kreis der Versicherten der Versicherungskasse 
des Bundes und der Kantone ist in folgender Tabelle II 
Miedergegeben : Tab. II. 

Versicherungskasse 

Bund 
o. Bundes­

verwaltung 

Der Kreis der Versicherten 

Der Bundeskanzler: die vom Bundes­
rate oder von einer ihm unterge­
ordneten Amtsstelle definitiv ge­
wählten Beamten und Angestellten 
der Bundesverwaltung; die vom 
Bundesgericht sowie die vom eid­
genössischen Versicherungsgericht 
definitiv gewälilten Beamten und 
Angestellten; die Arbeiter, deren 
Anstellungs Verhältnis beim Bunde 
voraussichtlich länger als ein Jahr 
dauert. j 



Versicherungskasse 

Bund 
b. Bundesbahnen 

Zürich 

Bern 
a. Verwaltung 

Bern 
b. Lehrer 

Bern 
c. Arbeits-

lehrerinnen 

Luzern 

Schwyz 
a. Polizei 

Der Kreis der Versicherten 

Die Direktoren, die auf Amtsdauer ge­
wählten Beamten imd Angestellten; 
die provisorischen Beamten imd An­
gestellten mit Monatslolm; die Ar­
beiter, welche ständig und voraus­
sichtlich länger als ein Jalir beschäf­
tigt werden oder bereits länger als 
ein Jahr beschäftigt worden sind. 

Beamte, ständige Angestellte und Ar­
beiter, die neu in den Staatsdienst, 
eintretenden Geistlichen, Lehrer und 
Angehörige des Kantonspolizeikorps. 

Mitglieder des Regierungsrates und des 
Obergerichts; die definitiv gewähl­
ten Beamten imd Angestellten der 
Zentralverwaltung imd der Bezirks­
verwaltungen; die ordentlichen Pro­
fessoren der Hochschule; solche 
ausserordentliche Professoren, deren 
Beitritt der Regierungsrat bei der 
Wahl festsetzt ; die definitiv gewähl­
ten Beamten und Angestellten der 
Staatsanstalten; die im Dienste des 
Staates stehenden Arbeiter, deren 
Anstellungs Verhältnis voraussichtlich 
länger als ein Jahr dauert. 

Lehrer und Lehrerinnen der Primar­
schulstufe ; Primarschulinspektoren ; 
Lehrkräfte mit staatlichem Lehr­
ausweis, die an Privatschulen imd 
Privatanstalten der Primarstufe un­
terrichten; der Direktor und das 
Bureaupersonal der Kasse; der Be­
rufssekretär des bernischen Lehrer­
vereins und sein Bureaupersonal 
können als Mitglieder aufgenommen 
werden. 

Definitiv angestellte Arbeitslehrerin­
nen, die nicht zugleich Primari ehre­
rinnen oder Sekunda rlelrrerimien 
sind; Arbeitslehrerinnen mit staat­
lichem Patent an Privatschulen; 
Lehrerinnen an Haushaltungsschu­
len, weiblichen Fachschulen usw. j 
können aufgenommen werden. 

Beamte, Angestellte imd Arbeiter, 
deren Anstellungsverhdltnis einen 
ständigen Charakter hat und die ein 
staatliches Jahreseinkommen von 
mindestens Fr . 1000 beziehen; Leh­
rerschaft an den staatlichen Lehr­
anstalten des Kantons. 

Mitglieder des kantonalen Polizeikorps. 

i 

Versicherungskassa 

Nidwaiden 
a. Lehrer 

Glarus 

i 

Zug 

Freiburg 

Solothurn 

Baselstadt 

Baselland 

Appenzell A.-Rh. 
a. Lehrer 

i 

St. Gallen 

Der Kreis der Versicherten 

Weltliche Primarlehrer und Primar-
lehrerinnen; andere weltliche Per­
sonen, die dem Lehrerstande Nid-
waldens angehören, können aufge­
nommen werden. 

Landesbeamte und Landesbedienstete, 
die eine fixe Besoldung beziehen, 
welche die Beamtung oder Bedien-
stung als eine lebenslängliche und 
Haupterwerbsquelle erscheinen lässt. 

Festbesoldete männliche und weibliche 
Beamte und Angestellte mit einem 
festen Jahresverdienst von min­
destens Fr . 2500. 

Beamte und Angestellte der kanto­
nalen Verwaltung. 

Beamte und Angestellte der solo-
thumischen Staatsverwaltung und 
Staatsanstalten. 

Alters- und Invalidenversicherung : Be­
amte, Angestellte und ständige Arbei­
ter; Mitglieder des Regierungsrates. 

Witwen- und Waisenkasse: Beamte, 
Angestellte imd ständige Arbeiter 
der allgemeinen Verwaltung, der 
öffentlichen Betriebe; Mitglieder 
des Regierungsrates; Lehrer und 
Lehrerinnen der öffentlichen Schul­
anstalten unter Ausschluss der 
Universität. 

Mitglieder des Regierungsrates imd der 
Obergerichtspräsident; die definitiv 
gewählten Beamten und Angestell­
ten der Zentralverwaltimg und der 
Bezirks Verwaltungen ; die definitiv 
gewählten Beamten imd Angestell­
ten der Staatsanstalten, der Kanto­
nalbank ; die im Dienste des Staates 
stehenden Arbeiter, deren Anstel­
lungsverhältnis voraussichtlich ein 
dauerndes ist. 

Definitiv angestellte Lehrer imd Lehre­
rinnen der öffentlichen Primär- und 
Sekundärschulen ; Kantonsschul­
lehrer ; das definitiv angestellte Lehr­
personal an öffentlichen Mädchen-
arbeits- und hauswirtschaftlichen 
Schulen. 

Ständige Beamte, Angestellte und Ar­
beiter der Zentralverwaltung, der 
Bezirksverwaltungen imd staatlichen 
Betriebe; ständige, festbesoldete Or­
gane der kantonalen Rechtspflege. 



Versicherungskasse 

Graubünden 
a. Verwaltung 

Graubünden 
b. Lehrer 

Aargau 
a. Verwaltung 

Der Kreis der Versicherten 

Lehrer der Kantonsschule, Beamte des 
Kantons und der Kantonalbank; 
kantonale Landjäger u. Wegmacher. 

Lehrer imd Lehrerinnen, die eine öffent­
liche Lehrstelle an der Volksschule 
übernehmen. 

Aargau 
b. Polizei 

Aargau 
c. Lehrer 

Thurgau 

Tessin 
a. Verwaltung 

Tessin 
b. Lehrer 

Tessin 
c. Polizeikorps 

Waadt 
a. Verwaltung 

Waadt 
b. Lehrer und 

Geistliche 

Wallis 

Männliche imd weibliche Beamte und 
Angestellte; provisorisch und aus­
hilfsweise angestellte, ständige Ar­
beiter sowie Lehrlinge können, so­
fern die betreffende Verwaltung zu­
stimmt, aufgenommen werden. 

Korpsangehörige. 

Alle staatlich anerkannten Lehrer imd 
Lehrerinnen, deren Besoldimg vom 
Staate ganz oder teilweise über­
nommen wird. 

Beamte und Angestellte des Kantons, 
die verheirateten Angestellten der 
kantonalen Anstalten. 

Amtsbehörden, Beamte und Angestellte, 
die definitiv gewählt sind; Arbei­
ter, deren Anstellung voraussichtlich 
länger als ein Jahr dauert . 

Lehrer und Lehrerinnen der öffentlich en 
Gemeinde- und kantonalen Schulen; 
die Direktoren, Bibliothekare und 
Assistenten der kantonalen Lehr­
anstalten, die Schulinspektoren der 
öffentlichen Schulen, die didakti­
schen Direktoren der Elementar­
schulen. 

Offiziere, Unteroffiziere, Gendarmen 
und Agenten des Polizeikorps. 

Die Beamten der kantonalen Ver­
waltungen und solche, die durch 
den Staatsrat zum Beitritt bestimmt 
werden. 

Mitglieder des Lehrkörpers der Kinder­
schulen, Primär- imd Oberprimar­
schulen; Lehrer imd Lehrerinnen der 
Sekimdar- und Gewerbeschulen; die 
Speziallehrer und -lehrerinnen; die 
ordentlichen und ausserordentlichen 
Professoren der Universität, die 
Geistlichen. 

Beamte und Angestellte der kanto­
nalen Verwaltung imd der Kantonal­
bank. 

Versicherungskasse 

Neuenburg 

Genf 

Der Kreis der Versicherten 

Amtsbehörden, Beamte der kantona­
len Verwaltung, die definitiv ernannt 
sind; Beamte von Institutionen, die 
vom Staate abhängig sind, können 
zum Beitritt verpflichtet werden. 

Volljährige Beamte imd Angestellte. 

4. Die Bestimmungen beim Ein- und Austritte. 
a. Der Eintritt. 

Der Eintritt in eine Versicherungskasse ist gewöhn­
lich vom Vorhandensein eines guten Gesundheits­
zustandes abhängig, d. h. der Versicherte muss sich durch 
das Zeugnis eines der Wahlbehörde genehmen Arztes 
über einen guten Gesundheitszustand ausweisen können. 
Zugleich wird eine obere Altersgrenze festgesetzt; ist 
diese überschritten, so wird der Kandidat entweder ab­
gewiesen oder als Spareinleger aufgenommen oder end­
lich auch voll versichert, wenn der Kasse der durch die 
Aufnahme entstehende Ausfall vergütet wird. Diese 
Vergütung besteht meist in der Nachzahlung so vieler 
ordentlicher Jahresbeiträge, als seit Überschreitung der 
Altersgrenze Dienstjahre verflossen sind. Diese Nach­
zahlung fällt entweder ganz zu Lasten des Arbeitgebers 
oder ganz zu Lasten des Versicherten, oder endlich teilen 
sich Arbeitgeber und Versicherter in die Kosten. 

Der Eintritt in eine Versicherungskasse fällt gewöhn­
lich mit dem Antritt der dienstlichen Stellung zusammen, 
jedoch wird der Wahlbehörde in der Kegel das Eecht 
eingeräumt, über allfällige Ausnahmen zu entscheiden. 
Die Dienstjahre werden vom Beginn der Versicherung 
an gezählt, auch hier wird der Wahlbehörde das Recht 
eingeräumt, über die Anrechnung von frühern Dienst­
jahren bei andern Verwaltungen zu entscheiden. Die 
Grundsätze, die bei der Anrechnung von Gratisdienst-
jahren bei der Schaffung einer Kasse massgebend sind, 
sind im Kapitel «Übergangsbestimmungen» besprochen. 

b. Der Austritt. 

Das Ausscheiden aus dem aktiven Bestände einer 
Versicherungskasse erfolgt durch Invalidität, Alter, Tod, 
freiwilligen oder unfreiwilligen Austritt, Übertritt in eine 
andere Versicherungskasse usw. Bei Invalidität, Alter 
und Tod werden gewöhnlich die Versicherungsleistungen 
fällig. Beim freiwilligen Austritte erhält der Versicherte 
in der Regel einen Teil oder auch sämtliche eigenen Bei­
träge, meist ohne Zinsen, zurück. Die Beiträge des 
Arbeitgebers verbleiben in diesem Falle meist der Kasse, 
sie bilden ein Äquivalent für das Risiko, das die Kasse 
getragen hat. Erfolgt das Ausscheiden unfreiwillig, sei 
es durch Nichtwiederwahl oder Entlassung ohne eigenes 


